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Allen Unkenrufen zum Trotz: Die klassische  
Familie steht weiterhin hoch im Kurs und  
wird von den allermeisten Menschen als das  
stabile Fundament angesehen. Das zeigt eine  
repräsentative Familienstudie. Ein Gespräch  
mit INSA-Chef Hermann Binkert.

Herr Binkert, wer viel TV-Serien schaut oder Zeitung liest, 
kann den Eindruck gewinnen, dass Familie ein Auslaufmodell 
oder zumindest nicht besonders „sexy“ ist. 
Was sagt die Meinungsforschung dazu? 

Wir haben erst jüngst eine Familienstudie erhoben und  
abgefragt, wie die Deutschen zur Familie stehen: 87 Prozent  
der Befragten haben gesagt, dass ihnen Familie wichtig sei.  
Bei den Befragten mit Kindern sagen das sogar 95 Prozent.

Lässt sich dieses „wichtig“ messen? 
Worin besteht der Mehrwert von Familie? 

Wir stellen fest, dass Menschen, die in Familie leben, sich  
seltener einsam fühlen, seltener Depressionen haben und auch 
weniger anfällig für Drogen und Ähnliches sind. Drei Viertel  
der Befragten sagen, dass die Familie ihr Gefühl von sozialer 
Absicherung positiv beeinflusst; wenn minderjährige Kinder im 
Haushalt leben, sagen das sogar 86 Prozent. Familie macht stark.

Liebe Leserin, lieber Leser,

„Ich träume von einem Europa, das eine Fa-
milie und eine Gemeinschaft ist. Ein Ort, der 
die besonderen Eigenschaften jedes Men-
schen und jedes Volkes zu würdigen weiß, 
ohne zu vergessen, dass sie eine gemeinsa-
me Verantwortung verbindet. Eine Familie 
zu sein bedeutet, in Einheit zu leben und 
zugleich die Unterschiede zu beherzigen, 
angefangen bei dem grundlegenden Un-
terschied zwischen Mann und Frau.“ 

Mit einem Traum (wie hier von Papst 
Franziskus in seinem Brief über und an Eu-
ropa 2020) beginnt nicht nur manche be- 
rühmte Rede, sondern auch das Engage
ment für eine gute Sache.

Europa ist eine gute Sache. Für ein men-
schenfreundliches Europa lohnt sich der 
Einsatz. 

„Ich träume also von einem menschen-
freundlichen Europa; von einem Konti- 
nent, in dem die Würde eines jeden respek-
tiert wird, in dem der Mensch an sich einen 
Wert darstellt und nicht zu einem Gegen-
stand wirtschaftlichen Kalküls oder zu ei-
ner Ware wird; von einem Kontinent, der 
das Leben zu jedem Zeitpunkt schützt, von 
dem Moment an, in dem es unsichtbar im 
Mutterleib entsteht, bis zu seinem natürli-
chen Ende, denn kein Mensch ist Herr über 
das Leben, weder über das eigene noch das 
anderer (…)“, schreibt Franziskus weiter.

Der Augsburger Familienbund setzt sich 
für ein menschenfreundliches Europa ein – 
ein Europa, das die Familien schützt und 
fördert; ein Europa, das seine Identität 
kennt und seine Werte mit Leben füllt.

In diesem Heft finden Sie verschiedene 
Beiträge und Interviews rund um die The-
men Familie und Europa – und über Werte, 
die zur Originalität und Identität Europas 
gehören und gleichsam Leitlinien für poli-
tisches Handeln aufzeigen, damit Europa 
seine Seele nicht verliert. 

Und bitte: Nutzen Sie bei der Wahl Ihre 
Stimme. Sonst entscheiden andere für Sie.

Herzliche Grüße
Pavel Jerabek

Vorsitzender 
des Familienbunds
der Katholiken im 
Bistum Augsburg e.V.

„Familie macht stark“

Hermann Binkert ist Geschäftsführer von INSA-CONSULERE GmbH.



Sicherheit ist wichtig. Aber macht Familie auch glücklich?

Menschen, die in Familie leben, sagen häufiger, dass sie glücklich 
seien, als Menschen, die keine eigene Familie haben. Welchen 
Stellenwert Familie hat, lässt sich aber auch an folgendem Befund 
ablesen: In Krisensituationen würden sich 60 Prozent der 
Befragten am ehesten an die Familie wenden. Mit großem 
Abstand folgen mit 39 Prozent Freunde, dann Beratungsstellen 
mit 16 Prozent, Kirche und Arbeitgeber jeweils sechs Prozent. 

Wenn sich so deutlich zeigt, wie wichtig Familie ist 
und dass „ohne Familie kein Staat zu machen“ ist – 
wie steht es eigentlich mit der gesellschaftlichen Anerkennung 
dafür, was Familien leisten?

Nur 29 Prozent der Befragten finden, dass es eine genügende 
Anerkennung für Familie in der Politik gibt; 56 Prozent finden, 
dass die Bedeutung der Familie nicht genügend anerkannt wird.

Was vermissen Familien? Wo müsste die Politik nachbessern?

Große Zustimmung findet die Aussage: Es sollte in einem 
grundsätzlich so reichen Land wie Deutschland keine sozialen 
Gründe geben, dass man sich gegen Kinder entscheidet. Der Staat 
sollte dafür sorgen, dass sich Eltern nicht ausschließlich aus 
finanziellen Gründen gegen Kinder entscheiden oder diese sogar 
vor der Geburt töten lassen.

Familie wird unterschiedlich gelebt. 
Welches Modell ist das beliebteste?

Die Deutschen sind sehr tolerant in der Frage, wie jemand in 
Familie lebt. Die allermeisten, die Familie leben, leben aber das 
klassische Familienmodell mit Vater, Mutter, Kindern. Mit Blick 
auf die Entwicklung von Kindern sagen 86 Prozent, dass sie es 
für wünschenswert halten, wenn Kinder mit Mutter und Vater in 
einem Haushalt aufwachsen. Das Modell von Vater, Mutter, Kind 
oder Kindern hat in Deutschland eine feste Basis und das Ideal 
wird auch dann für gut befunden, wenn man im Einzelfall sieht, 
dass es auch scheitern kann. Das bedeutet ja nicht, dass das 
Modell an sich falsch ist.

Vor der Europawahl schweift unser Blick auch zu unseren 
Nachbarn. Gibt es Länder, die es in der Familienpolitik 
besser machen als Deutschland?

Das ist weniger eine Frage an den Demoskopen, sondern mehr an 
den, der aufmerksam die Familienpolitik beobachtet. Aus dieser 
Beobachtungsposition finde ich, dass Ungarn eine vorbildliche 
Familienpolitik macht. Statistisch sieht man das an einer  

I N T E R V I E W

höheren Geburtenrate als in den meisten anderen europäischen 
Ländern. Mit einer offensiven Politik pro Familie, die auch die 
notwendige finanzielle Unterstützung umfasst, werden Familien 
gestärkt.

Trotzdem kommt es ja nicht nur aufs Geld an, 
sondern auch auf das „Klima“. Welche Folgerungen 
lassen sich aus Ihren Erhebungen ziehen?

Familie ist Sehnsuchtsort und deshalb ist es wichtig, wieder 
engagierter und freudiger über Familie zu sprechen. Wenn 
Familie immer nur als „Problem“ angesehen wird, erscheint sie 
auch weniger attraktiv. Es gibt viel mehr Gründe, die für Familie 
sprechen, als dass man immer nur diese problembeladene Sicht 
hat. Aus gesamtgesellschaftlicher Sicht ist es wichtig und bleibt 
eine Hauptaufgabe, eine positive Einstellung zu Kindern zu 
haben. Ein Land ohne Kinder ist ein Land ohne Zukunft.

� Die Fragen stellte Pavel Jerabek.

Weitere Informationen zu den INSA-Familienstudien und weiteren 
INSA-Umfragen finden Sie unter www.insa-consulere.de
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ges wie des Vertrages über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, zum Beispiel 
durch Artikel 19 des EU-Vertrages, der die 
Aufgaben und die Organisation des 
Europäischen Gerichtshofes beschreibt,  
der die Grundwerte durch die Herrschaft 
des Rechts absichert.

EU als Wertegemeinschaft
Nicht zufällig hat der Europäische  
Gerichtshof in verschiedenen Urteilen 
neueren Datums die Bedeutung der Union 
als „Wertegemeinschaft“ herausgestellt und 
das gegenseitige Vertrauen zwischen den 
Mitgliedstaaten sowie deren gemeinsame 
Verfassungsgrundsätze betont. Damit hat 
das oberste europäische Gericht den Werte-
artikel des Art. 2 von einem politischen 
Postulat in den justiziablen Rang eines 
Verfassungsartikels gehoben. Zugleich hat 
der Gerichtshof die Grundrechte-Charta, 
über deren Geltungskraft in den Mitglied-
staaten im Einzelnen zum Teil unterschied-
liche Auffassungen bestehen, zum inte
gralen und nicht verhandelbaren Derivat 
europäischen Rechts gemacht.

In der Grundrechte-Charta sind die 
Grundrechte der Unionsbürger, die in allen 
Mitgliedstaaten der EU gelten, im gesetz
geberischen Bewusstsein des „geistig- 
religiösen und sittlichen Erbes“ Europas zu 
einklagbarem Recht erhoben worden, die 
nicht nur das spezifische europäische 
Menschenbild grundlegend konstituieren, 
sondern auch Gesetzgebung, Justiz und 
politische Alltagsentscheidungen binden.

So werden in der Grundrechtecharta 
unter anderem ausdrücklich die Würde des 
Menschen (Art. 1), das Recht auf Leben 
(Art. 2), das Recht auf körperliche und 
geistige Unversehrtheit, einschließlich 
eines strikten Verbots des Klonens von 

Europas Werteordnung 
Von den Werten Europas als Fundamente des Europäischen Rechts ist heute  
allenthalben die Rede, oft ohne diese Werte in der politischen Alltagsdiskussion konkret  
zu bezeichnen. Dabei lassen die geltenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union  
deren Werteordnung, ohne die keine staatliche Ordnung auf Dauer auskommt, keineswegs 
im Unbestimmten. Dirk Hermann Voß skizziert die Europäische Werteordnung und weist 
auf die Gefahr der „Umwertung“ zentraler Werte der Menschlichkeit hin.

D
ie Werteordnung der Europäischen 
Union ist an prominenter Stelle  
in Artikel 2 des EU-Vertrages 
definiert, der die grundlegende 

Verfassungsnorm der Vereinigten Staaten 
von Europa bildet. Die „Werte, auf die sich 
die Union gründet, sind die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte einschließ-
lich der Rechte der Personen, die Minder-
heiten angehören“.

Ihnen liegt das Bild einer Gemeinschaft 
von Menschen zugrunde, die freien Willen 
besitzen und denen gleiche unveräußerli-
che Würde zukommt, aus der individuelle 
Rechte erwachsen, die jedem Kollektiv – 
dem Staat, einem Stand, einer Partei oder 
einer Ideologie – vorgegeben sind und die 
durch die Institutionen des demokratischen 
Rechtsstaats gewährleistet werden.

Diese Werte, so haben es sich die Länder 
in der Europäischen Union gegenseitig 
verbindlich zugesagt, „sind allen Mitglied-
staaten in einer Gesellschaft gemeinsam, 
die sich durch Pluralismus, Nichtdiskrimi-
nierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidari-
tät und die Gleichheit von Frauen und 
Männern auszeichnet.“ Damit ist der 
„Raum der Freiheit, der Sicherheit und  
des Rechts“ eindrucksvoll beschrieben.

Es kann nicht oft genug wiederholt 
werden, dass Artikel 2 des EU-Vertrages  
für die Völker der Europäischen Union 
nicht weniger bedeutet als einst der „Rütli- 
Schwur“ für die Schweizer Eidgenossen-
schaft. Ergänzt wird diese grundlegende 
Verfassungsnorm durch die allgemeinen 
Grundsätze des Unionsrechts, insbesonde-
re durch die im EU-Vertrag verankerte 
Charta der Grundrechte (Art. 6 EUV) und 
die sonstigen Vorschriften des EU-Vertra-

Menschen, von eugenischen Praktiken und 
der Nutzung des menschlichen Körpers 
und Teilen davon zur Erzielung von 
Gewinnen (Art. 3), das Verbot der Folter 
und der Sklaverei (Art. 4 und 5), das Recht 
auf Freiheit und Sicherheit (Art. 6), das 
Recht jeder Person auf Achtung des 
Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung 
und Kommunikation (Art. 7), der Schutz 
personenbezogener Daten (Art. 8), das 
Recht, eine Ehe einzugehen und eine 
Familie zu gründen (Art. 9), die Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit (Art. 10), 
die Freiheit der Meinungsäußerung und 
der Medien (Art. 11), das Eigentums- und 
Erbrecht (Art. 17), die Gleichheit vor  
dem Gesetz (Art. 20) und das Verbot der 
Diskriminierung (Art. 21) geschützt.

Ihre unverwechselbare Prägung hat diese 
europäische Werteordnung durch eine über  
Jahrtausende überlieferte jüdisch-christli-
che Tradition erhalten, deren vorstaatliche 
Grundlage in den Zehn Geboten des Sinai 
wurzelt, die nach dem biblischen Bericht 
dem Moses von Gott selbst übergeben 
wurden und die für Juden wie Christen seit 
mehr als zweitausend Jahren – einschließ-
lich ihrer säkularen Transformation im 
Zuge der Aufklärung – verbindliche Basis 
für die europäische Lebensordnung sind 
und die Rechtsordnungen, einschließlich 
ihrer sanktionierenden Gewährleistung 
durch das Strafrecht, sowie den gelebten 
Alltag der europäischen Völker nachhaltig 
bestimmt haben.

Gemeinsame Rechtstradition
Die zehn Gebote, die eine tiefe Mensch-
heitserfahrung von einer „guten Ordnung“ 
widerspiegeln und aufgrund ihres An-
spruchs, unmittelbar göttlichen Ursprungs 
zu sein, über Jahrtausende außerhalb der ■
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Verfügbarkeit oder Verhandelbarkeit durch 
menschliche Instanzen gestellt sind, sind 
eine radikale Konzentration des für den 
Bestand einer Gesellschaft unerlässlichen 
Konsenses und die Verdichtung einer 
Lebensordnung auf eine kaum noch 
unterschreitbare Zahl von Kerngedanken, 
die – bei allen historischen Unterschieden 
im Einzelnen –  in ihrem Wesensgehalt  
zur gemeinsamen Rechtstradition aller 
europäischen Völker gehören. 

Die ersten drei der historischen Zehn 
Gebote: „Du sollst neben mir keine  
anderen Götter haben“, „Du sollst dir kein 
Kultbild machen“ und „Du sollst den 
Namen des Herrn, deines Gottes nicht 
missbrauchen“, bedeuten – im religiösen 
wie im säkularen Sinne – dass kein Staat, 
keine Rasse, keine Ideologie und keine 
materiellen Güter als Götzenbilder oder 
höchste Instanz verherrlicht werden sollen 
oder deren Verherrlichung angeordnet 
werden darf und dass nicht irdische 
Begehrlichkeiten im Namen Gottes geltend 
gemacht oder zum Beispiel Religionskriege 
geführt werden dürfen. 

Mit Absolutheit geschützt
Die uralten Regeln der Zehn Gebote 
schützen darüber hinaus den gesellschaftli-
chen Frieden, indem sie die Unverletzlich-
keit aller einem anderen zugeordneten 
Rechtsbereiche mit Absolutheit schützen: 
„Du sollst nicht töten“, „Du sollst nicht die 
Ehe brechen“, „Du sollst nicht stehlen“,  
„Du sollst nicht falsch gegen deinen 
Nächsten aussagen“, „Du sollst nicht das 
Haus deines Nächsten begehren, nicht die 
Frau deines Nächsten, … nicht sein Rind 
oder seinen Esel oder irgendetwas, das 
deinem Nächsten gehört“.

Was die jüdisch-christliche Tradition der 
Zehn Gebote als Werteordnung in ihrem 
Kern ausmacht, ist die Begrenzung der 
Freiheit jedes Einzelnen durch den unver-
äußerlichen und unantastbaren Geltungs-
anspruch der Freiheit und der Rechte des 
Anderen. Dieser unbedingte Schutz der 
Lebenssphären jedes Menschen konstitu-
iert ihre Freiheit und Frieden sichernde 
Funktion.  

Die Zehn Gebote wurden deshalb von 
Anfang an und im Laufe der europäischen 
Geschichte nicht nur als subjektive Verhal-
tensregeln für den Einzelnen, sondern auch 
im Sinne einer objektiven Institutsgarantie 

des Staates gestellt und in Art. 79 GG mit 
einer „Ewigkeitsgarantie“ versehen. 

Wider die Umwertung der Werte
Die überlieferte jüdisch-christliche Lebens-
ordnung sah sich in der Geschichte Europas 
aber auch immer wieder grundstürzenden 
Anfeindungen gegenüber, die, jeweils mit 
dem Anspruch einer „Umwertung aller 
Werte“, bis in unsere Gegenwart die 
Stabilität der Gesellschaft gefährden.

Das Schlagwort von der „Umwertung 
aller Werte“ geht auf den Philosophen 
Friedrich Nietzsche (1844 - 1900) zurück, 
mit dem dieser in Fortsetzung mancher  
Bestrebungen der Französischen Revolution 
die jüdisch-christliche Tradition hart atta- 
ckierte und unter dem Einfluss der archai-
schen Ideologie des Darwinismus durch 
einen radikalen Individualismus des Stär
keren ersetzen wollte. Nietzsche begründe-
te damit den Begriff des „perspektivischen 
Denkens“, der die Philosophie, die Kunst 
und die Wissenschaft des 20. Jahrhunderts 

menschlicher Verfasstheit und als Garantie 
für die von Gott selbst verliehene Freiheit 
und unantastbare Würde des Menschen, 
für den uneingeschränkten Schutz des Le- 
bens, für den Schutz von Ehe und Familie, 
der Wahrhaftigkeit und des Rechts auf 
legitimes Eigentum verstanden. 

Zivilisatorischer Abbruch
Nach dem monströsen zivilisatorischen 
Abbruch dieser Rechtstradition im  National- 
Sozialismus, der mitten in Europa eine zu- 
tiefst barbarische Anarchie der Gewalt her- 
vorgebracht hat, hat das deutsche Grund
gesetz als eine der modernen Verfassungen 
in Europa nicht ohne Grund die institutio-
nellen Garantien der Menschenwürde, der 
freien Entfaltung der Persönlichkeit, des 
Rechts auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit, der Gleichheit vor dem Gesetz, 
der Glaubens-, Gewissens- und  Meinungs-
freiheit, der Ehe und Familie und des Eigen- 
tums als vorstaatliche Rechtsinstitute des 
Menschseins unter den besonderen Schutz 

„Moses empfängt die Gesetzestafel“. Julius Schnorr von Carolsfeld, 1860.�  Foto: akg-images
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bis heute nachhaltig prägt und der behaup-
tet, dass die Wirklichkeit im Wesentlichen 
vom Standpunkt des Betrachters abhängig 
sei. Für objektive Werte, denen gar ein gött- 
licher Wille zugrunde liegt, ist in diesem 
Denken ebenso wenig Platz wie für morali-
sche Kategorien wie „Wahrheit“, „gut und 
böse“ oder den „Schutz der Schwachen“. De- 
mokratie gilt diesem Denken als Schwäche.

Der von Nietzsche propagierte „Über-
mensch“ sollte autonom, unabhängig von 
Konventionen, naturnah und lustbetont 
leben und ausschließlich dem „Willen zur 
Macht“ gehorchen. Alle bestehenden, 
insbesondere religiös-sittlichen Werte 
sollten zerstört werden und der „Mensch 
selbst“ zum höchsten Wert werden. 
Kennzeichnend ist sein Satz „Wenn es Gott 
gäbe, wie hielte ich es aus, nicht selbst  
Gott zu sein.“ Der Völkische Beobachter 
feierte Nietzsche – nicht zu Unrecht –  
als „Begründer einer neuen Ethik“ und 
„Wegbereiter des Dritten Reiches“.  

Nach dem moralischen und physischen 
Zusammenbruch des „Dritten Reiches“ 
erlangte Nietzsches Gedankengut mit der 
neomarxistischen Sozialphilosophie der 
„Frankfurter Schule“ und der sogenannten 
Kulturrevolution von 1968 neuen Auftrieb. 

Unter den Bedingungen der Nach-
kriegs-Wohlstandsgesellschaft in den 
westlichen Industrieländern, deren 
revolutionär nutzbares Verelendungs
potential gegen Null tendierte, wurden  
die ursprünglichen Lehren von Karl Marx 
durch in die Jahre gekommene „Neo
marxisten“ wie Theodor Adorno, Herbert 
Marcuse und andere Apologeten der 
Frankfurter Schule „neu aufgegossen“, 
indem sie auf deren religions- und kultur-
kritischen Inhalt reduziert und einmal 
mehr der Aufstand des „autonomen 
Menschen“ gegen die gottgegebene  
natürliche Ordnung ausgerufen wurde – 
ein Aufstand, der zuerst und vor allem auf 
die Institutionen der überlieferten euro
päischen Lebensordnung zielte.

„Gesetz und Ordnung sind überall und 
immer Gesetz und Ordnung derjenigen, 
welche die etablierte Hierarchie stützen“, 
lehrte Herbert Marcuse. „Legal? Illegal? 
Scheißegal!“ skandierten die revoltierenden 
Studenten. Dabei sahen nicht wenige der 
Revolutionäre den Einbruch in die Lebens-
sphären anderer, auch in Gestalt von 
Gewalt gegen Andersdenkende, als legitim 

an, wenn die Vertreter des „Establish-
ments“ im Prozess einer argumentativen 
Dekonstruktion der überlieferten Werte 
nicht von selbst kapitulierten.

Und das Establishment kapitulierte!  
Traf der Angriff gegen die Werte des 
jüdisch- christlichen Abendlandes doch im 
Europa des Wirtschaftswunders auf eine 
praktisch „politikfreie Zone“, in der man 
zwanzig Jahre lang die braune Vergangen-
heit in den Familien, in den Parteien und 
den Universitäten eher verdrängt als 
verarbeitet hatte, und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika auf die in Hiroshima 
und Vietnam verlorene Unschuld und 
erschütterte Autorität der politischen, 
militärischen und gesellschaftlichen Eliten. 

Das Selbstverständnis des „neuen 
autonomen Menschen“, nihilistisch, 
zerstörerisch, zugleich anmaßend, ego
zentrisch, ausschließlich auf den höchst-
möglichen Lustgewinn gerichtet, rück-
sichtslos gegenüber anderen, lehnte jede 
moralische Kategorie und Autorität 
außerhalb seines eigenen Wollens und 
Wünschens und jegliche allgemein verbind-
liche objektive Werteordnung ab und hat 
Auswirkungen bis in die Gegenwart. 

Im Zentrum der Dekonstruktion über- 
lieferter Werte durch die Kulturrevolution 
von 1968, deren Protagonisten in einem 
„langen Marsch durch die Institutionen“ in 
Gesetzgebungsorgane des Staates, Justiz 
und Medien gelangten, stand von Anfang 
an in praktisch allen Ländern Europas ein 
Generalangriff gegen die Institutionen Ehe 
und Familie, die durch willkürlich zusam-
mengesetzte „Großfamilien“ (Kommunen) 
als lose Verbünde von Erwachsenen mit 
Kindern mit verschiedenen sexuellen Quer
verbindungen und Orientierungen ersetzt 
werden sollte, und eine allmähliche Relati- 
vierung des Tötungsverbotes nach den neu-
en Regeln subjektiver Befindlichkeit. Damit 
wurden zwei existentielle Schutzbereiche 
des Menschen zur Disposition gestellt.  

Ehebruch als Vertragsverletzung
Die Dekonstruktion der überlieferten 
Institution „Ehe“ hat seit den siebziger 
Jahren des 20. Jahrhunderts bis in die 
Gegenwart Fahrt aufgenommen und mit 
dem Versprechen absoluter und liberti
nistisch verstandener Freiheit breite 
Zustimmung in praktisch allen Ländern 
Europas gefunden.

Die vormalige jahrhundertelange Überzeu-
gung, wonach ein Ehebruch als treubrüchi-
ge Verletzung eines auf Dauer geltenden 
Vertrages auf Gegenseitigkeit verstanden 
wurde, findet sich inzwischen allenfalls 
noch in streng religiösen Teilen der euro- 
päischen Gesellschaft. 

Familie hoch im Kurs
Während die Ehescheidung – unter Außer-
achtlassung der Auswirkungen auf die be- 
troffenen Kinder – noch als rein persönli-
ches Thema der individuellen Lebensgestal-
tung verstanden werden kann und weithin 
verstanden wird, zielt ein anderes Ergebnis 
der Dekonstruktion von Ehe und Familie 
auf deren Bestandsgarantie als solche. 

Seit 2001 wurde die rechtliche Gleich-
stellung homosexueller Partnerschaften 
mit der klassischen Ehe unter dem Schlag-
wort „Ehe für alle!“ mit unterschiedlicher 
Geschwindigkeit und unterschiedlicher 
Reichweite in Deutschland, Schweden, 
Frankreich, den Niederlanden, Belgien, 
Spanien, Dänemark und Großbritannien 
für die staatlich anerkannte Zivilehe voll- 
zogen – gegen den schwerwiegenden Ein- 
wand, dass die berechtigte Beseitigung von 
tatsächlich bestehenden oder gefühlten Dis
kriminierungen gleichgeschlechtlicher Paa- 
re einer solchen plakativen Gleichstellung 
nicht bedurft hätte und die Institution „Ehe 
und Familie“ als von der Rechtsordnung 
privilegierte Form des Zusammenlebens 
von Mann und Frau sowie ihren Kindern 
mittelfristig grundsätzlich in Frage stellt. 

Das vom Deutschen Bundestag jüngst 
beschlossene sogenannte „Selbstbestim-
mungsgesetzes“ der Ampelkoalition, wo- 
nach künftig jede Person ohne bürokrati-
schen Aufwand durch einfache Erklärung 
gegenüber dem Standesamt entscheiden 
können soll, Mann oder Frau zu sein, und 
dies jeweils nach einem Jahr wieder ver- 
ändern kann, ist der bisherige Höhepunkt 
einer Pervertierung des jüdisch-christlichen 
Menschenbildes der Bibel, die selbst Femi- 
nisten wie Alice Schwarzer „zu weit“ geht.  

Statt der vorgeschobenen Beseitigung 
einer Diskriminierung homosexueller 
Lebensmodelle geht es den Kulturrevoluti-
onären in Wahrheit um die Beseitigung des 
kulturellen und rechtlichen Leitbildes von 
Ehe und Familie und um eine Dekonstruk-
tion der naturrechtlichen Grunddisposition 
des Menschen selbst. Das dabei jeweils 
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vorgetragene und nur scheinbar schlagende 
Argument, dass es „den Staat nichts 
angehe, wie seine Bürger ihr Privat- und 
Sexualleben gestalten“, unterschlägt 
beflissentlich – ganz im Sinne der subjekti-
vistischen Ideologie – die herausgehobene 
Bedeutung des institutionellen Leitbildes 
der klassischen Ehe und Familie für die 
Verfassung der Gesellschaft und die seeli- 
sche Gesundheit der nächsten Generation.

Dabei hat das traditionelle Familienbild 
jenseits kulturrevolutionärer Phantasien 
seine Anziehungskraft auf junge Frauen 
und Männer keineswegs verloren. Seriöse 
Umfragen belegen, dass sich die überwie-
gende Mehrheit der 18-Jährigen in Deutsch
land vor allem eine glückliche Familie, sta- 
bile partnerschaftliche Beziehungen und 
Kinder (!) wünscht. An irgendwelche wirk
samen Maßnahmen der Politik zugunsten 
der wirtschaftlichen Besserstellung von 
Familien mit Kindern kann sich allerdings 
hierzulande seit langem niemand erinnern. 
Hier liegt derzeit ein fruchtbarer Acker 
brach, den die demokratischen Parteien, 
die Kirchen und die Gewerkschaften nicht 
Verschwörungstheoretikern und komischen 
Parteien am rechten und linken Rand des 
politischen Spektrums überlassen sollten. 

Die angemaßte autonome Macht des von 
allen Fesseln „befreiten“ und dem Lust
prinzip huldigenden Menschen machte 
konsequenterweise nicht vor den wehr
losen Schwächsten halt, die als „ungewoll-
tes Ergebnis“ sexueller Freizügigkeit 

betrachtet werden. „Mein Bauch gehört 
mir“ ist medizinisch wie menschlich zu 
einer ebenso törichten wie tödlichen 
Drohung für Millionen abgetriebener 
Kinder geworden, denen viele Staaten in 
Europa unter dem Druck einer „enthemm-
ten“ Öffentlichkeit schrittweise den Schutz 
ihrer Rechtsordnung fast vollständig 
entzogen haben.

Der aktuelle Vorschlag des französischen 
Staatspräsidenten Macron, ein „Recht auf 
Abtreibung“ in der Europäischen Grund-
rechtscharta zu verankern, läuft nicht nur 
dem zivilisatorisch dringend gebotenen 
Schutz ungeborener Kinder diametral 
entgegen, sondern missachtet zudem die 
nicht vorhandene Zuständigkeit der 
Europäischen Union für eine derartige 
Regelung. Wer den Schutz ungeborener 
Kinder nicht für ein Gebot der Zivilisation 
in einer Gemeinschaft wie der EU an
erkennt, die in ihrer Grundrechtscharta zu 
Recht die Todesstrafe ächtet, sollte in einer 
buchstäblich lebenswichtigen Frage 
wenigstens die unterschiedlichen gesell-
schaftlichen und religiösen Traditionen 
und Überzeugungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten achten.

Eine Kritik der Dekonstruktion von Ehe 
und Familie als verlässliche Grundlage des 
Staates und der Relativierung des Tötungs-
verbots hat nichts mit einer fundamentalis
tisch rückwärtsgewandten Nostalgie zu tun. 

Die systematische Zersetzung von Ehe 
und Familie und deren „Umwertung“ in eine 

beliebige „Session“ von Erwachsenen und 
Kindern mit „begrenzter Haltbarkeit“ und 
unterschiedlichsten sexuellen Orientierun-
gen und die perspektivistische Relativierung 
des Tötungsverbotes für ungeborene Kinder 
berührt das Menschsein als solches und 
scheut sich in Konsequenz auch nicht vor 
„autonomen Entscheidungen“ Dritter am 
Ende des menschlichen Lebens, wie die 
aktuelle Debatte über die Straffreiheit 
aktiver Sterbehilfe ahnen lässt.    

Die von der „Frankfurter Schule“ und 
ihren Epigonen propagierte „erzieherische 
Diktatur freier Menschen“ und deren  
späte Umsetzung durch zeitgenössische 
Ideologen hat sich längst als „Diktatur des 
Relativismus“ entlarvt, die der Philosophen- 
Papst Benedikt XVI. in der programmati-
schen Predigt vor seiner Papstwahl im 
Konklave 2005 scharfsinnig anprangerte 
und die „als letztes Maß nur das Ich und 
seine Gelüste kennt.“  

Das Gebot der Stunde
Die Ideologie des Relativismus und die 
zerstörerischen kulturpessimistischen 
Altersphantasien der neomarxistischen 
Professoren von 1968 von der „Umwertung 
aller Werte“ haben in den europäischen 
Völkern bereits eine unübersehbare Zahl 
von Opfern gekostet und bedrohen auch 
Wohlstand und Zukunftsfähigkeit der Eu- 
ropäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten.

Es ist dennoch nicht zu spät. Eine Renai- 
ssance der klassischen Ehe und Familie und 
die Wiederherstellung eines absolut gelten- 
den Schutzes für geborene wie ungeborene 
Kinder durch die staatliche Rechtsordnung 
ohne Ausnahme und Selektion ist das Gebot 
der Stunde für eine humane europäische 
Gesellschaft von morgen. 

Die Paneuropa-Union ist die erste und älteste 
europäische Einigungsbewegung; seit mehr als 
90 Jahren ist sie als überparteiliche Organisa-
tion in fast allen Ländern Europas vertreten.
www.paneuropa.org

„Der Bund auf dem Rütli“. Holzstich, um 1860, nach Zeichnung von Adolf Erhardt.	 Foto: akg-images

http://www.paneuropa.org
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Neues in der Medizingeschichte. Wer sich 
dafür interessiert, findet alles in der 
Datenbank „PubMed“, einem Tool für 
wissenschaftliche Publikationen in der 
Medizin. Es gibt sogar ein Video der 
Operation. Das hat sehr gut funktioniert. 
Die Patientin war zu keinem Zeitpunkt in 
Lebensgefahr. Sie wollte das natürlich und 
man braucht auch Frauen, die diesen Mut 
aufbringen und bereit sind, alles für ihr 
Kind zu tun.

Ärzte werden häufig nach ihren schönsten 
beruflichen Erlebnissen gefragt. 
Gehören diese Fälle zu den Ihren?

Ich könnte noch von mehr Situationen 
berichten, in denen wir gedacht haben, das 
ist unmöglich und es dann doch möglich 
war, diese Kinder auszutragen, lebend zu 
gebären und die Mütter gut durch die 
Schwangerschaft zu bringen. Und das sind 
sicherlich die schönsten Erlebnisse. Aber 
das Schöne daran ist nicht, dass man da auf 
sich stolz sein und sagen kann, da habe ich 
mal etwas ganz Außergewöhnliches pro- 
biert. Das Schöne ist, dass ein Mensch trotz 
solcher Umstände leben kann und dass sich 
die Mühe für dieses Leben, das noch ganz 
am Anfang steht, gelohnt hat. Und deshalb 
kann ich sagen, ich habe einen Beruf, der 
mir jeden Tag schöne Erlebnisse ermöglicht. 
Mein alter Chef, Rudolf Ehmann, hat gerne 
gesagt: „Mit jedem Menschen, der geboren 
wird, wird eine neue Generation erschlos-
sen.“ Wenn man sich diesen Satz einmal auf 
der Zunge zergehen lässt, beginnt man zu 
verstehen, was man mit einem neugebore-
nen Kind eigentlich in der Hand hält. Da ist 
dieses Kind und ihm folgen womöglich 
Generationen. Und wer weiß schon, was 
das für Generationen sein werden?

2022 hat die Bundesregierung das  
Werbeverbot für Abtreibungen aus dem 

ie Klinik für Frauenheilkunde 
und Geburtshilfe St. Hedwig in 
Regensburg ist spezialisiert auf 

Hochrisiko- und Mehrlingsschwangerschaf-
ten. Dort kommen Kinder aller Gewichts-
klassen zur Welt und können auch bei 
extremer Frühgeburtlichkeit umfassend 
versorgt werden. Mit ihrer Direktorin, 
Prof. Dr. med. Angela Köninger, sprach 
Stefan Rehder.

Frau Professor Köninger, Sie sind Direk
torin und Chefärztin der Klinik für Frauen-
heilkunde und Geburtshilfe Sankt Hedwig 
in Regensburg. Als Inhaberin des Lehr-
stuhls für Frauenheilkunde und Geburts-
hilfe der Universität Regensburg forschen 
Sie auch und bilden die Ärztinnen und 
Ärzte von morgen mit aus. Woran wird an 
ihrem Lehrstuhl geforscht?
 
Wir haben einen sehr gut definierten 
Forschungsschwerpunkt. Der nennt sich 
Immunologie der Schwangerschaft. In der 
Schwangerschaft besteht eine engmaschige 
Interaktion zwischen Mutter und Kind. 
Das Kind ist ja nur zur Hälfte mit der 
Mutter genetisch identisch und zur 
anderen mit dem Vater. Es ist also ein 
Phänomen, dass der mütterliche Organis-
mus die kindlichen Zellen dennoch nicht 
als fremd erkennt, sondern sie wie eigene 
Zellen akzeptiert. Das funktioniert auf-
grund eines Lernprozesses der mütterli-
chen Immunzellen. Die kindlichen Zellen 
bringen den mütterlichen bei: Ich gehöre 
zu dir. Du musst mich jetzt für ein paar 
Monate tolerieren und darfst mich nicht 
abstoßen. Dieses Wirkprinzip erklärt 
sowohl eine erfolgreiche Schwangerschaft 
als auch viele Komplikationen. Nämlich 
jene, bei denen diese Toleranz nicht 
funktioniert und es zu einer zu frühen 
Abstoßung, also zu einer Früh- oder sogar 
Fehlgeburt kommt.

Sie haben Humanmedizin in Freiburg 
studiert. Warum haben Sie sich für die 
Frauen- und Geburtshilfe entschieden? 

Das Leben des Kindes im Organismus der 
Mutter ist eine einmalige Konstellation. 
Eine, die mich früh fasziniert hat. Bereits 
im dritten Studienjahr, nach dem Physi-
kum, habe ich mich gefragt, wie es sein 
kann, dass man einen so komplexen und 
perfekten interaktiven Mechanismus, 
chemisch oder mechanisch zerstört. Und 
ich habe angefangen, auch über Abtreibung 
zu diskutieren. Dabei habe ich festgestellt, 
dass dieses Thema ganz viele Menschen 
beschäftigt und viele keine Antwort haben. 
Ich bin dann immer tiefer in die Materie 
eingedrungen. Auch meine Doktorarbeit 
behandelte ein gynäkologisches Thema. 
Schließlich habe ich gemerkt, dass diese 
Kombination von Ethik und Wissenschaft 
meine Lebensaufgabe ist. Und da habe ich 
mich entschieden, Frauenärztin zu werden.

2020 haben Sie den Forschungspreis der 
Holm-Schneider-Stiftung für die Publika
tion von drei Fällen erhalten, bei denen  
es sich um „nahezu Unlösbare“ gehandelt 
haben soll. Dennoch sind in allen drei 
Fällen, wie es heißt, Kinder und Mütter 
heute wohlauf. Stimmt das?

Ja, das stimmt. Am Anfang wusste ich 
selbst nicht, ob das wirklich funktionieren 
könnte. Einer dieser Fälle war eine soge-
nannte Cervix-Schwangerschaft. Da saß 
das Kind nicht in der Gebärmutter, son-
dern im Gebärmutterhals. Und es gab in 
der Weltliteratur bis dato keinen einzigen 
Fall, bei dem bei einer solchen Komplikati-
on das Kind lebend geboren und zugleich 
die Gebärmutter erhalten werden konnte. 
Es ist uns gelungen, dieses Kind in der  
31. Woche herauszuoperieren und auch  
die Gebärmutter zu erhalten. Das ist etwas 

„Dann wäre unsere  
Gesellschaft glücklicher“
Frauenärztin Angela Köninger über Wert und Würde von Menschen

D



ständig an Potentialität. Wir beginnen alle 
unser Leben als Einzeller. Und bis zu einem 
bestimmten Zell-Stadium verfügen wir 
dabei über Totipotenz.

Das krasseste Beispiel für diese totale 
Potenz ist, wenn sich eine totipotente Zelle 
so teilt, dass an die Stelle eines Menschen 
zwei treten, wie das etwa bei eineiigen 
Zwillingen der Fall ist. Und je weiter sich 
der Mensch differenziert, desto mehr 
verliert er an Potentialität. So betrachtet 
müssten wir vor allem höchste Achtung 
haben, das jünger ist als wir selbst, einfach 
weil es ein größeres Potential hat.

Ab wann müssen wir aus medizinischer 
Sicht von einem Menschen sprechen?

Diese Frage ist aus meiner Sicht ganz 
einfach zu beantworten, nämlich mit der 
Verschmelzung von Ei- und Samenzelle. 
Dabei entsteht eine neuartige und ein
malige Komposition des elterlichen 
Erbguts, das den neuen Menschen  
biologisch definiert und das sich bis zu 
dessen Mumifizierung auch nicht mehr 
verändert. Hier setzt auch das Embryo

Strafgesetzbuch gestrichen. Sie waren 
damals unter den vom Deutschen  
Bundestag gehörten Sachverständigen. 
Sie sagten damals, Sie sähen bereits in  
der fünften Schwangerschaftswoche  
mehr als nur einen Zellhaufen.  
Was ist dieses „Mehr“, das Sie erblicken?

Natürlich erstreckt sich das „Erblicken“ 
nicht auf das menschliche Auge. Denn  
in dieser Phase der Entwicklung ist der 
Mensch noch so klein, dass wir hochauf
lösende Geräte brauchen, um überhaupt 
etwas zu sehen. Aber entscheidend ist das 
Potential, das in diesem Menschen steckt. 
Wir denken oft, das sei ja noch kein 
richtiger Mensch. Was kann der schon? 
Aber das Potential dieses fünf Wochen 
alten Menschen ist viel größer als das eines 
50-Jährigen. Ein Beispiel: Ein dreijähriges 
Kind hat ein höheres sprachliches Potential 
als ein Neunjähriges. Wenn Sie einem 
Dreijährigen eine Fremdsprache beibrin-
gen, wird es diese später akzentfrei spre-
chen; bei einem Neunjährigen ist das 
bereits nicht mehr möglich. Das heißt, 
Menschen verlieren im Laufe ihres Lebens 

nenschutzgesetz an. Es sagt gewisserma-
ßen: Der embryonale Status ist mit der 
Kernverschmelzung erreicht.

Diskutiert wird auch die Einführung einer 
Fristenregelung bis zur 22. Schwanger-
schaftswoche. Sie haben viel Erfahrung 
mit Frauen in Schwangerschaftskonflikten 
gesammelt. Könnte es nicht sein, dass eine 
verlängerte Frist von derzeit 12 auf 22 
Wochen am Ende dazu führt, dass weniger 
Frauen eine übereilte Entscheidung treffen? 
Und ließen sich von diesen dann vielleicht 
nicht mehr für ihr Kind gewinnen?

Die meisten Frauen, die einen positiven 
Schwangerschaftstest haben und das Kind 
nicht haben wollen, wollen die Schwanger-
schaft sehr schnell beenden. Die Tendenz 
geht eher dahin, die Beratungspflicht mit 
ihrer dreitägigen Wartezeit als Hürde zu 
betrachten. Dabei ist die Bedenkzeit genau 
der Moment, der es der Schwangeren 
ermöglicht, aus dem akuten Schock heraus- 
zukommen. Und manchmal verändert sich 
der Konflikt dann auch wirklich. Insofern 
trägt die Bedenkzeit dazu bei, dass keine 
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Stephan Pilsinger (CSU), der selbst Arzt ist, 
aber auch Bioethiker, wie den Tübinger 
Theologen Franz-Josef Bormann, die 
behaupten, der Test diene allein der 
Selektion. Einige sprechen gar von  
Eugenik. Wie sehen Sie das?

Auch davor war es so, dass 90 Prozent aller 
Kinder mit Down-Syndrom abgetrieben 
wurden. Insofern ist das nichts Neues. Aber 
natürlich steigt mit einem solchen Test der 
Druck, ihn auch in Anspruch zu nehmen, 
insbesondere wenn er nicht mehr selbst 
bezahlt werden muss. Ob wir demnächst 
eine Steigerung auf 99 Prozent haben 
werden, können wir jetzt noch nicht sagen.

Kinder mit Downsyndrom gelten als 
besonders empathisch und liebesfähig. 
Wird das zu wenig gesehen?

Man begibt sich jedenfalls viel zu selten  
in die Perspektive des Kindes. Gerade 
Menschen mit Downsyndrom sind oft  
mit sehr wenigen Dingen sehr zufrieden. 
Sie brauchen keine Fünf-Sterne-Hotels,  
um glücklich zu sein. Sie freuen sich über 
menschliche Zuneigung, über jemanden, 
der ihnen Zeit schenkt, der mit ihnen lacht 
oder ein Spiel spielt. Sie leiden auch nicht 
am Downsyndrom. Sie führen ein Leben  
in einer gedanklich etwas anderen Welt. 
Das heißt: Der Gedanke, diese Menschen 
seien benachteiligt, gilt gar nicht für die 
Betroffenen selbst. Benachteiligt werden 
vor allem jene Menschen, die für sie Sorge 
tragen und oft dafür verantwortlich 
gemacht werden, dass sie Kinder mit 
solchen Einschränkungen zur Welt 
gebracht haben.

Was müsste unsere Gesellschaft in Angriff 
nehmen, um hier zu einem anderen 
Umgang mit Menschen mit  
Behinderungen zu gelangen?

Unsere Gesellschaft muss verstehen, dass 
Behinderungen auch zu unserem Leben 
gehören. Ich finde, behinderte Menschen 
haben auch einen ganz hohen edukativen, 
also erzieherischen Wert. Wir können von 
ihnen lernen, dankbarer für das zu sein, 
was wir können. Etwa Abitur machen, 
studieren, ein Buch schreiben. Das kann 
ein Mensch mit Downsydrom oft nicht, 
aber er leidet auch nicht darunter. In seiner 
subjektiven Welt wird er davon nicht beein-
trächtigt. Als „gesunde“ Menschen könn-
ten wir von Menschen mit Behinderungen 
lernen, dankbar für das zu sein, was uns 
gegeben ist und auch einmal zu überlegen, 
welche Verantwortung uns mit diesen 
Fähigkeiten eigentlich zuwächst. Ich denke, 
wenn in unserer Gesellschaft mehr Men-
schen mit Einschränkungen einen Platz 
bekämen, wären wir insgesamt zufriedener.
� Die Fragen stellte Stefan Rehder.

übereilten Entscheidungen getroffen 
werden. Eine Verlängerung der Frist ändert 
daran nichts. Zumal wir eine Gesetzesrege-
lung haben, die Abtreibungen unter der 
Prämisse der Gefährdung der körperlichen 
und vor allem der seelischen Gesundheit 
der Mutter letztlich bis zum Beginn der 
Geburtswehen erlaubt.

Wenn ich richtig verstanden haben, ist die 
12-Wochen-Frist, jedenfalls mit Blick auf 
die embryonale Entwicklung von Men-
schen, eine willkürlich gezogene. Können 
Sie uns sagen, warum man sich dennoch 
ausgerechnet für diese entschieden hat?

Hier kann man mehrere Gründe an
nehmen: die Entwicklung der Organe, die 
Umstellung des mütterlichen Organismus 
oder auch chirurgische Risiken einer 
Abtreibung, die mit zunehmendem 
Schwangerschaftsalter ansteigen. Zudem 
bindet sich die Schwangere auch zuneh-
mend an das Kind und baut eine Beziehung 
auf. Das erste Schwangerschaftsdrittel ist 
eine noch unruhige Phase, in der die 
genannten Prozesse noch nicht abgeschlos-
sen sind und die Entscheidung für eine 
Abtreibung schneller und leichter erfolgt 
als später. Schlussendlich ist die Grenze 
aber willkürlich.

Seit dem 1. Juli 2022 erstatten die Kran-
kenkassen die Kosten für die Durchfüh-
rung eines Bluttests, mit dem im mütterli-
chen Blut nach Anzeichen für ein Down- 
Syndrom (Trisomie 21) des Kindes  
gefahndet werden kann. Es gibt Bundes-
tagsabgeordnete wie die Gesundheits
politiker Hubert Hüppe (CDU) und 

Der Text ist die gekürzte Fassung eines Ge-
sprächs mit dem Magazin GRANDIOS. Das 
ganze Interview – auch als Video – findet sich 
unter www.grandios.online
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W I R K L I C H  ( K ) E I N  M Ä D C H E N ?  
W E B S I T E  B I E T E T  O R I E N T I E R U N G

„Bin ich ein richtiges Mädchen? Lebe ich im falschen Körper?
Richtig? Falsch? Trans? Geht es um Deine Identität, oder darum, wie 
andere Dich sehen?“ 
Weibliche Jugendliche, die sich in einer Identitätskrise befinden und  
eine Transition in Betracht ziehen, finden auf der Internetplattform 
„KeinMädchen“ Antworten auf ihre Fragen und können ihre Gedanken 
ordnen. Wie wirkt Testosteron? Warum hasse ich meinen Körper so sehr? 
Welche Möglichkeiten habe ich eigentlich noch? … Mit Blick auf die exponenti
elle Zunahme von geschlechtsbezogenen Identitätskonflikten und die einschlä
gigen Angebote von Lobbygruppen, die die Einnahme von Pubertätsblockern 
und Hormonen verharmlosen und zu einer Transition ermutigen, versucht „Kein-
Mädchen“, einfühlsam und vorurteilslos verschiedene Perspektiven auf das Unwohl-
sein im eigenen Körper  
und dessen Ursachen aufzuzeigen und zu erklären, dass Identitätskonflikte nicht vom eigenen Falsch-Sein kommen, sondern oft 
durch das soziale Schema „typisch Mädchen“ hervorgerufen werden. Außerdem bietet die von Ehe-Familie-Leben e.V. als Trägerverein 
verantwortete Plattform wissenschaftliche Stellungnahmen und rechtliche Informationen: https://keinmaedchen.de

L I N K S
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Foto: pixel-shot.com (Leonid Yastremskiy) - adobe.com

WA H L P R Ü F S T E I N E  Z U R  E U R O PA - WA H L  2024

Familienpolitik ist vor allem Sache der EU-Mitgliedsstaaten, doch in immer mehr Fragen wirken sich Entscheidungen auf 
Europaebene auch auf die Gesetzgebung in Bund, Ländern und Kommunen aus. Der Verband Familienarbeit e.V., der – wie  
der Augsburger Familienbund – für eine finanzielle und soziale Absicherung häuslicher Eltern- und Pflegearbeit eintritt, wollte 

deshalb von den Parteien wissen: Wie hältst du’s mit der Fairness für  
Familien? Vor allem im „Generationenvertrag“ als Basis der gesetzlichen 

Rentenversicherung zeigt sich ein Ungleichgewicht zu Lasten der 
Familien. Auch die immer noch einseitige Finanzierung der Krippen

betreuung benachteiligt solche Familien, in denen Vater oder 
Mutter eine Zeitlang auf Erwerbsarbeit teilweise oder ganz 
verzichtet, um sich besser der Kindererziehung zu widmen –  
echte Wahlfreiheit geht anders.  
Wie sich die Parteien, darunter auch ein paar kleinere, eine 
familienfreundliche Politik vorstellen, haben sie in ihren  

Antworten auf drei Fragen geschrieben:

https://familienarbeit-heute.de/wahlpruefsteine-zur-europa- 
wahl-2024
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Wo endet Sexualpädagogik,  
und wo beginnt Missbrauch?
Viele Handlungsempfehlungen stehen noch unter dem Einfluss des Berliner Pädagogen  
und Sexualforschers Helmut Kentler.

inder entdecken ihre eigenen Geschlechtsteile,  
erforschen sie intensiv und möchten diese Erfahrungen 
mit anderen Kindern teilen“, hieß es im Entwurf für ein 
neues „Berliner Bildungsprogramm für Kitas und 

Kindertagespflege“ der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie. Um den Null- bis Sechsjährigen das „Genießen von 
Lustgefühlen am eigenen Körper“ während ungestörter „Rollen-
spiele“ zu ermöglichen, seien „individuelle Erfahrungsräume“ 
nötig. Die Kinder sollen „eine sexual-freundliche und sinnes
fördernde Haltung“ entwickeln.

Der lange Schatten Kentlers
Nach einem Bericht der „Jungen Freiheit“ distanzier
te sich die Berliner Bildungsverwaltung von dem 
Entwurf, der bereits in Kitas kursierte. Politisch 
verantwortlich ist die Jugendsenatorin Katharina 
Günther-Wünsch (CDU). Laut ihrem Staatssekretär 
für Jugend und Familie, Falko Liecke, handelte es 
sich um „aus dem wissenschaftlichen Bereich zuge-
arbeitete Handlungsempfehlungen“. Wie konnte 
eine Anleitung zu infantil sexuellen Handgreif
lichkeiten unter Kindern in das pädagogische 
Konzept gelangen?

Die heute übliche „sexuelle Bildung“ in Kitas 
und Schulen beruht auf der „emanzipatori-
schen Sexualpädagogik“, die der Hannovera
ner Pädagogikprofessor Helmut Kentler in 
den 1960er-Jahren entwickelte. Es entbehrt 
also nicht einer gewissen Ironie, dass Gün
ther-Wünsch an dem Tag, als die geplanten 
Körpererkundungsräume für Furore sorg- 
ten, den Forschungsbericht der Uni 
Hildesheim über „Helmut Kentlers Wir
ken in der Berliner Kinder- und Jugendhilfe“ prä-
sentierte. Von „unsäglichen Experimenten“ sprach 
die Senatorin, schockiert über die Schicksale der 
auch von Kentler selbst missbrauchten Kinder. In 
dem Bericht geht es um das von Kentler initiierte 
und vom Berliner Jugendamt unterstützte „wissen-
schaftliche“ Experiment, erziehungsschwierige Jun
gen bei pädosexuell aktiven Männern nicht nur in 
Berlin, sondern auch bundesweit unterzubringen.

Der historisierende Blick auf den toten Kentler 
blendet dessen lebendiges Erbe als Sexualreformer aus. 
Der „Nestor der emanzipatorischen Sexualpädagogik“, 
wie „Pro Familia“ Kentler 1997 nannte, war der ei-

gentliche Urheber solcher Konzepte, die „Erfahrungsräume“ für 
Kitakinder empfehlen.

Kentler sprach vom Kind als „Sexualwesen“ mit einem „Recht 
auf ein eigenes Sexualleben“. Es sei so früh wie möglich in eine 
selbstbestimmte, lustzentrierte Sexualität einzuführen: „Lernen 
durch Tun!“, lautete Kentlers Grundregel der sexualfreundlichen 
Erziehung, „denn die Sexualität kann nur erzogen werden, wenn 
etwas Sexuelles passiert.“

Mit dem pädagogischen Fokus auf dem Erleben und 
Erlernen von „Begierde und Lust“ sollte eine neue 

Generation repressive Moralvorstellungen und 
tradierte Herrschaftsverhältnisse überwinden. 
„Genau diese Befreiungsrhetorik wird zu einer 
pädagogischen Begründungsform, um die 
Grenzen zwischen kindlicher und erwach

sener Sexualität zu verwischen“, heißt es im 
Hildesheimer Bericht. Kentler forderte die 

Legalisierung einvernehmlicher Sexualkontakte 
zwischen Kindern und Erwachsenen. Im Nachruf 

auf den 2008 Verstorbenen schreibt der Pädophilie-
Versteher Rüdiger Lautmann über dessen ver-
wirklichte Ziele: „Der Beginn geschlechtlicher 
Aktivität von Jugendlichen wurde weit vorver-

legt.“ Die „Grenzen religiös-moralischer 
Provenienz“ seien überwunden.

Ungeahnter Erfolg ...
Tatsächlich war Kentlers Vision, Heranwach
senden eine sexualfreundliche Haltung zu 
vermitteln, ungeahnter Erfolg beschieden. Im 

Sog der 68er-Bewegung, als das Brechen 
der Schamgrenzen als Befreiung schlecht-
hin galt, transformierte Kentler die 

Thesen der Sexualforscher Wilhelm Reich und Alfred 
Kinsey zu den „genitalen Rechten der Kinder“ in die 
Praxis deutscher Sexualerziehung. Kentler trat im 
Fernsehen auf, er schrieb Bestseller und regelmäßig 

in Illustrierten. Noch im Jahr 2000 wirkte er an einer 
Pro-Familia-Publikation zur Sexualforschung und 
Sexualerziehung über kindliche Sexualität mit. 

Niemand störte sich daran, dass er zentrale Thesen 
bei Kinsey entlehnte, der protokolliert hatte, wie oft 
man Kinder, teils im Säuglingsalter, zum Orgasmus  

bringen konnte. Unwidersprochen konnte er den pädago
gischen Nutzen pädosexueller Beziehungen für Kinder 
betonen.

K
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Kentlers Einfluss auf die heutige „sexuelle Bildung“, die der 
Forderung „Lernen durch Tun“ folgt, ist enorm, wenn auch kaum 
diskutiert. Die sexualpädagogischen Konzepte von Kitas lesen 
sich, wie von Kentler diktiert. Für eine „gesunde psychosexuelle 
Entwicklung“ der Kinder empfiehlt etwa das Schutzkonzept der 
Kita in Burgdorf bei Hannover „Doktorspiele“ und andere sexuell 
konnotierte „Rollen- und Körpererkundungsspiele“ in „Selbst
erkundungsräumen“. Und laut einer Kita in Kerpen bräuchten die 
Kleinen „Freiräume für das Ausprobieren kindlicher Sexualität“, 
um zu entdecken, „dass sie sich selbst lustvolle Gefühle über die 
Selbststimulation zuführen können“.

Vorarbeit für sexuellen Missbrauch?
Kentlers Postulate vom Kind als anregungsbedürftigem Sexual
wesen haben es ins 21. Jahrhundert geschafft: „Jedes Kind ist 
von Geburt an ein sexuelles Wesen, es braucht Körperkontakt, 
Berührungen, Zärtlichkeit, Geborgenheit und Sinneserfahrungen 
für ein gesundes Aufwachsen“, erklärt das Burgdorfer Kita-
Konzept. „Ein Kind muss seine Neugier und Entdeckungsfreude 
ausleben können, es benötigt Freundschaften und Rollenspiel
möglichkeiten.“

Selbstverständlichkeiten aus der Eltern-Kind-Beziehung 
werden vermengt mit der Anbahnung intimer Übergriffe unter 
Kindern. Zwar sollen Erwachsene nicht mitmachen, doch die 
Rollenspiel-Settings erhalten durch den Betreuungskontext eine 
pädophile Note. Das ist kein Einzelfall. Das sexualpädagogische 
Konzept aus Burgdorf dient der Seite „Connect! Schutzkonzepte 
online“ als Musterbeispiel. Die vom Bund geförderte Webseite, 
auf die auch der Paritätische Gesamtverband verlinkt, ist am 
Institut für Sozial- und Organisationspädagogik der Uni 
Hildesheim entstanden. Es handelt sich um das Institut, an  
dem seit Jahren zu Kentler geforscht wird.

Der Umgang mit Kindern, die sich selbst entdecken, gehört 
zum Alltag in Kitas. Dafür braucht es keine proaktiv sexuali
sierenden Konzepte. Hier geht es um etwas anderes. Gezielt 
sollen Kinder in „sexuell“ aufgeladene Gefühlslagen und 
Situationen versetzt werden, die über das spontane kindliche 
Spiel hinausgehen. Kinder versinken in Rollenspiele und sind 
einfach zu manipulieren. Wer ihnen „sexuelle“ Grenzerfahrungen 
zumutet, damit sie lernen, Nein zu sagen, gewöhnt sie schritt
weise an übergriffige Situationen, in denen sie auch Ja sagen 
können. „Sexualerziehung will zu einer selbstbestimmten 
Sexualität befähigen“, schreibt die Gesellschaft für Sexual
pädagogik (gsp). Selbstbestimmt sei Sexualität, wenn frei von 
Macht- oder Gewalteinfluss entschieden werden könne, „welche 
Berührungen als angenehm empfunden werden und welche 
nicht.“ Was Eltern und Erzieherinnen als wissenschaftliches 
Schutzkonzept verkauft wird, zielt auf die Desensibilisierung  
des natürlichen Schamgefühls ab und kann als pädagogische 
Vorarbeit für sexuellen Missbrauch gewertet werden.

Egal ob die emanzipatorische Pädagogik unter dem Label 
„Nichtrepressive Sexualerziehung“, „Antidiskriminierung“  
(„Die Akzeptanz geschlechtlicher Vielfalt gibt Kindern Schutz 
und Sicherheit“) oder „Missbrauchsprävention“ („Sie erfahren 
ihre persönlichen Grenzen“) daherkommt, sie atmet einen 
pädophilen Geist. Ihre wichtigsten Modi der Sexualisierung  

sind Interaktion und Überwältigung, die in der Teenagern 
zugedachten Sexualpädagogik besonders offenkundig werden. 
Seiten wie die „loveline“ der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) flankieren die Porno-Sozialisation der Gene
ration Z mit detaillierten Schilderungen diverser Sex-Praktiken.

„Doktorspiele“ in der Kita, das Kneten von Geschlechtsorganen 
in der Schule und online Sextipps von der BZgA – die Ideologie 
hat denselben Ursprung. Nachzulesen ist sie in den „Standards 
für die Sexualaufklärung in Europa“ (WHO/BZgA, 2011). Die 
Bildungsziele für Null- bis Vierjährige lauten: „Angemessene 
Sexualsprache“, „Vergnügen und Lust beim Berühren des eigenen 
Körpers, frühkindliche Masturbation“, „sexuelle Gefühle (Nähe, 
Lust, Erregung) als Teil allgemeiner menschlicher Gefühle“ oder 
„die eigenen Bedürfnisse, Wünsche und Grenzen ausdrücken, 
beispielsweise beim ‚Doktorspiel‘“.

Den Siegeszug solcher Ideen hat Kentler vor allem dem Kieler 
Sozialpädagogen Uwe Sielert zu verdanken. Er sorgte für profes-
sionelle Strukturen. Das 1988 gegründete Institut für Sexual
pädagogik (isp) und die gsp entwickelten eine Monopolstellung 
im deutschsprachigen Raum und darüber hinaus. Vermutlich 
prägen auch ältere im Umlauf befindliche Handreichungen für  
die praktische Umsetzung „sexueller Bildung“ das erzieherische 
Handeln in Kitas. Die Ausbildung von „Sexualpädagogen“ ist 
staatlich nicht geregelt.

Kritik an Vorgaben der WHO
Das isp beruft sich noch heute auf die „Tradition emanzipatori-
scher Sexualpädagogik“. Sielert kombinierte Kentlers Lehre mit 
der Gender-Theorie zur „Sexualpädagogik der Vielfalt“ und blieb 
damit anschlussfähig. Seine Vorstellungen von Sexualpädagogik 
vom Säuglingsalter an flossen über die BZgA auch in die WHO-
Standards von 2011 ein. Erst im vergangenen Jahr gab es effektive 
Kritik an den Vorgaben der WHO. In Großbritannien protestierten 
Unterhausabgeordnete und Kinderschützer gegen die Sexualisie
rung und Missbrauchsanbahnung in der schulischen Sexualauf
klärung. Briten-Premier Rishi Sunak versprach, Kinder vor 
„unangemessenen“ Materialien zu schützen.

Hierzulande will Günther-Wünsch für eine bundesweite 
Aufarbeitung des „Kentler-Experiments“ werben. Vielleicht zieht 
man ähnliche Schlüsse wie in Großbritannien und verbannt die 
Kentler-Sielert-Pädagogik aus Kitas und Schulen. Um Belege für 
den Zusammenhang von „sexueller Bildung“ und Missbrauchs
anbahnung zu finden, müssen die Hildesheimer Forscher nicht in 
die Ferne schweifen.

P O L I T I K  &  P O S I T I O N E N

Dr. Martin Voigt ist Publizist  
und Jugendforscher mit einem Schwerpunkt  

auf der Identitätsentwicklung von Jugendlichen.
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den, erzählt Maurel. Kurz bevor sie sich  
bei einer Agentur für Leihmutterschaft 
gemeldet habe, habe sie eines ihrer Kinder 
in einem tragischen Haushaltsunfall 
verloren. Ein Kind für ein unfruchtbares 
Paar mit Kinderwunsch auszutragen, sei 
ihre Art und Weise gewesen, mit dem 
Verlust umzugehen – ein Kind verloren, ein 
Kind gegeben. Außerdem sei es der Mutter 
von vier weiteren Kindern finanziell nicht 
gut gegangen.

Die Frau als Geldmaschine
„Agenturen für Leihmutterschaft werben 
gerne mit ihrer sorgfältigen Auswahl der 
Leihmütter“, erinnert Olivia Maurel. 
Sowohl die finanzielle Zwangslage als auch 
die psychische Situation ihrer biologischen 
Mutter hätten sie eigentlich von vorneher-
ein von einer Eignung als Leihmutter 
ausschließen müssen. Die Realität sehe 
aber anders aus, kann Maurel nun aus 
eigener Erfahrung bestätigen: „Wenn eine 
Agentur Geld an einer Frau verdienen 
kann, schaut sie nicht allzu genau in ihre 
Psychologie oder auf ihr Bankkonto. Sie 
sehen nur den Umsatz, den die Frau für sie 
machen wird. Die Frau ist für sie nur eine 
Geldmaschine.“

Für das Paar, das Olivia Maurel seit ihrer 
Kindheit als Vater und Mutter kennt, sei  
es nicht leicht gewesen, die Illusion der 
perfekten Familie fallenlassen zu müssen. 
Selbst als Maurel ihnen den DNA-Test 
präsentierte, hätten sie ihr gegenüber 
zunächst nicht zugeben wollen, dass Olivia 
tatsächlich das Produkt einer Leihmutter-
schaft war. Im Rückblick erkennt Maurel, 
dass ihre Mutter stark darunter gelitten 
habe, nicht biologisch mit ihrer Tochter 
verbunden zu sein. „Ich glaube, sie fühlte 
sich als Mutter nicht legitim, weil sie nicht 
meine biologische Mutter war.“ Dies habe 

ie hatte es irgendwie schon immer 
gewusst. Und doch änderte sich alles, 
als sie endlich Gewissheit bekam. Am 

6. Januar 2023 erfuhr Olivia Maurel, dass 
sie von einer Leihmutter geboren wurde. 
Erleichterung und Schmerz, doch vor allem 
Erleichterung, denn mit dem Schmerz lebt 
sie bereits, seitdem sie denken kann. „Auf 
einmal war alles legitim, was ich schon im- 
mer gefühlt habe, mein tiefes Unbehagen, 
meine Fragen, auf die es keine Antworten 
gab“, beschreibt Maurel den Augenblick, in 
dem sie die Resultate ihres DNA-Tests er- 
hielt und mit ihnen eine Wahrheit, die ihre 
Eltern ihr beharrlich verschwiegen hatten. 
„Plötzlich hatte ich die Antwort, aber auch 
neue Fragen. Denn ich hielt den Beweis in 
den Händen, dass ich ein Produkt war,  
dass man mich verkauft und gekauft hatte. 
Und das schmerzt.“

Die Menschen, die als Betroffene der 
Leihmutterschaft an die Öffentlichkeit 
treten, lassen sich weltweit an einer Hand 
abzählen. Viele der gekauften Kinder sind 
heute noch nicht erwachsen. Olivia Maurel 
musste 32 und selbst Mutter werden, bevor 
sie die Kraft und den Mut fand, den Kampf 
gegen diese Praxis aufzunehmen, die sie als 
Menschenhandel bezeichnet. Im Gespräch 
mit „Die Tagespost“ berichtet die Französin 
von ihrem schwierigen Lebensweg. 

Es gab da eine Leere
Maurel wurde 1991 im US-amerikanischen 
Kentucky geboren. Die ersten Lebensjahre 
Maurels verbrachte die dreiköpfige Familie 
zwischen Frankreich und den USA. Dann 
insistierte die Tochter so lange, bis ihre 
Eltern endgültig mit ihr in die USA zogen. 
„Ich bin keine Französin, meine Heimat 
sind die USA“, schrieb sie als damals 
Zehnjährige in ihr Tagebuch – ohne damals 
ihre wahre Herkunft zu kennen.

Die Erfahrung, von ihrer leiblichen Mutter 
verlassen und abgewiesen worden zu sein, 
trage sie seit ihrer Geburt mit sich herum, 
ist Maurel überzeugt. Schon als Baby sei es 
ihren Eltern unmöglich gewesen, sie auch 
nur für einen Augenblick allein zu lassen 
oder einer Babysitterin anzuvertrauen, 
ohne dass der Säugling eine hysterische 
Krise erlitt. „Ich hatte ständig das 
Bedürfnis, bei ihnen zu sein, wohl aus 
Angst, ein zweites Mal verlassen zu  
werden“, vermutet sie. Sie sei später ein 
merkwürdiges Kind gewesen, dem es nie 
leichtfiel, Freundschaften mit anderen 
Kindern zu schließen. „Es gab da eine 
Leere, die andere Kinder nicht hatten“, 
meint Maurel im Rückblick. Als Jugend
liche dann der völlige Absturz: „Drogen, 
Alkohol, eine Vergewaltigung. Ich habe 
ziemlich schlimme Phasen durchlaufen,  
um diese Leere zu füllen.“ Schon mit 15 
oder 16 Jahren begann Maurel, über ihre 
Vergangenheit zu forschen, fand heraus, 
dass in den USA die Leihmutterschaft 
schon damals legal war. Ziemlich jung  
traf Olivia Maurel dann ihren heutigen 
Ehemann, dem sie bereits früh erzählte, 
dass sie von einer Leihmutter geboren 
worden sei.

Maurels Schwiegermutter war es, die  
ihr schließlich einen DNA-Test schenkte, 
damit sie Gewissheit erlangen konnte. 
Über diesen Test fand sie einen amerikani-
schen Onkel und eine Cousine, die sie mit 
ihrem Halbbruder in Kontakt brachte. 
Dank ihm nahm schließlich ihre biologi-
sche Mutter mit Olivia Maurel Kontakt auf. 
In Maurels Fall ist die Frau, die sie ausge-
tragen hat, also die „Leihmutter“, auch die 
Frau, von der die Eizelle stammt, aus der 
Olivia entstand, also die biologische 
Mutter. Sie habe sich bemüht, gegenüber 
ihrer leiblichen Tochter ihre Tat zu begrün-

Olivia Maurel:  
„Ich war ein Produkt“
Die Feministin und Atheistin musste erst selbst Mutter werden, bevor sie die Kraft  
und den Mut fand, sich medial zu outen. Ein Kampf gegen Leihmutterschaft,  
den modernen Menschenhandel. 
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Medien ausschließlich positiv über Leih
mutterschaft berichtet wird. Auch das ist 
ein Grund, warum Maurel heute öffentlich 
über ihre eigene Erfahrung spricht. Das tut 
sie nicht nur als Betroffene, sondern auch 
als überzeugte Feministin – und Atheistin.

Kinder als Ware betrachtet
In einem TikTok-Video, das mittlerweile 
mehrere hunderttausend Aufrufe hat, 
erläutert sie ihre Position: Leihmutter
schaft sei eine Vermarktung des mensch
lichen Körpers. „Warum sollte Prostitution 
in Frankreich illegal sein, aber die Leih
mutterschaft nicht?“, fragt sie in die 
Kamera. Es handele sich bei der Praxis um 
eine Verletzung der Würde einer Person: 

sie durch ein Zuviel an Autorität ausgegli-
chen. „Deine Mutter liebt dich wie eine 
Puppe, aber nicht wie ein Kind“, habe eine 
Freundin einmal zu Olivia gesagt. Ihr Vater 
hingegen, der auch ihr biologischer Vater 
ist, habe immer genaue Vorstellungen 
davon gehabt, wie Olivias Lebensweg zu 
verlaufen habe. „Er wollte aus mir das 
perfekte Kind machen. Vielleicht, weil er 
mich gekauft und so viel in mich investiert 
hatte.“ Ihren Eltern macht Maurel jedoch 
keinen Vorwurf – nur dem System, das es 
Paaren erlaubt, ihrer Kinderlosigkeit auf 
dem Wege der Leihmutterschaft abzu
helfen.

Durch die Hintertür
Als Olivia Maurel zur Welt kam, war ihre 
Ziehmutter bereits 49 Jahre alt, ihr Vater 
40. Über zwei glänzenden Karrieren sei die 
biologische Uhr vergessen worden, mut-
maßt Maurel. Ein Grund für sie selbst, früh 
Kinder zu bekommen und erst danach über 
eine berufliche Karriere nachzudenken, 
erklärt die studierte Juristin. „Leider 
glaube ich, dass die Traumata des 
Verlassen-Werdens und der Zurückweisung 
über die Generationen weitergegeben 
werden“, meint Maurel im Hinblick auf ihre 
drei Kinder. Die Älteste habe seit früher 
Kindheit die gleichen Verlustängste gezeigt 
wie Maurel selbst; ihr Sohn hingegen werde 
so wie sie vom Trauma der Zurückweisung 
geplagt. „Bewusst oder unbewusst, gene-
tisch oder nicht genetisch, in Utero oder 
nach der Geburt, irgendwie habe ich auch 
meinen Kindern die traumatische Erfah
rung der Leihmutterschaft weitergegeben.“

Leihmutterschaft ist ein weltweiter 
Milliardenmarkt. In den meisten Ländern 
Europas ist die Praxis illegal, aber das 
könnte sich bald ändern. Die Europäische 
Kommission hat ein Verfahren zur 
Einführung eines europäischen Eltern
schaftszertifikats angestrengt, welches 
faktisch alle Länder der Europäischen 
Union zur Anerkennung von Leihmutter
schaft zwingen würde. Das Europäische 
Parlament hat diesen Gesetzesvorschlag 
befürwortet, der jedoch nur mit Zu
stimmung jedes einzelnen Landes der 
Europäischen Union rechtskräftig wird. 
Mehrere Länder, darunter Österreich und 
Ungarn, haben bereits angekündigt, gegen 
den Vorstoß zu stimmen. Olivia Maurel 
stellt jedoch fest, dass in den meisten 
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„Kinder werden als Ware betrachtet, 
Frauen als Brutkästen. Beide werden wie 
Objekte behandelt.“ Besonders stört sie, 
dass das Schicksal der durch Leihmutter
schaft geborenen Kinder völlig unbeachtet 
bleibe: „An das Kind denkt während des 
ganzen Prozesses keiner. Ist es im Interesse 
des Kindes, von seiner Mutter, die es neun 
Monate lang getragen hat, getrennt zu 
werden?“, fragt sie und weist auf die bio- 
logischen und psychischen Verbindungen 
hin, die während einer Schwangerschaft 
zwischen Mutter und Kind entstehen.  
„Die Leihmutterschaft befriedigt ein 
egoistisches Bedürfnis von Erwachsenen“, 
lautet ihr klares Urteil. Darin sieht sie auch 
den Unterschied zwischen Leihmutterschaft 

I N T E R V I E WI M  B R E N N P U N K T

Jede Art der Leihmutterschaft ist für eine gerechte Gesellschaft untragbar, sagt Olivia Maurel, hier mit 
ihrer Tochter. � Foto: © privat



und Adoption: Während Adoption einem Kind, das 
verlassen wurde, neue Eltern gibt, sei die Erfahrung 
des Verlassen-Werdens bei der Leihmutterschaft 
vorprogrammiert.

Über das herzzerreißende Schicksal von Kindern,  
die durch eine Leihmutterschaft entstehen, sprach 
Olivia Maurel im November auch vor dem tschechi-
schen Parlament. „Ich wurde nach meiner Geburt 
nicht in die Arme meiner leiblichen Mutter gelegt, 
der Frau, die mich neun Monate lang ausgetragen 
hatte. Die Frau, die mich ernährt hatte, mit mir 
sprach, deren Gefühle ich spürte, während sie mit 
mir schwanger war. Sie war der einzige Mensch, den 
ich kannte“, heißt es in ihrer Rede, die auf Twitter 
fast 385 000mal angesehen wurde. Aus diesem 
Grund ist Maurel fest davon überzeugt, dass jede Art 
der Leihmutterschaft für eine gerechte Gesellschaft 
untragbar ist, sei sie auch juristisch noch so sorgfältig 
eingerahmt: „Für das Kind ist und bleibt es immer 
eine traumatische Erfahrung.“

Dieser Artikel erschien erstmals in „Die Tagespost“. 
Sie können „Die Tagespost“ drei Wochen kostenlos 
testen: www.die-tagespost.de/kennenlernen. 
Das Probeabo endet völlig automatisch.

Franziska Harter ist Redakteurin  
der Familienseite bei der „Tagespost“.

W E R  W I R  S I N D

Der Familienbund der Katholiken im Bistum Augsburg e.V. vertritt auf 
der Basis der katholischen Soziallehre die Anliegen der Familien und 
setzt sich dafür ein, dass die menschlichen und christlichen Werte von 
Ehe und Familie in Kirche, Staat und Gesellschaft gesichert werden.  
Der Familienbund bemüht sich vor allem darum, die materiellen und 
ideellen Ursachen der gesellschaftlichen Benachteiligung von Eltern 
und ihren Kindern aufzuzeigen.

WA S  W I R  T U N

Öffentlichkeitsarbeit: 

Der Familienbund macht die Öffentlichkeit auf die Lage der Familien, 
auf ihre Bedeutung und ihre Bedürfnisse, auf ihre Rechte und Ansprüche 
aufmerksam. Neben der breiten Öffentlichkeit spricht er Entscheidungs
träger auf allen Ebenen in Gesellschaft, Politik und Kirche an.

Gerechte Anerkennung der Familienleistung: 

Der Familienbund setzt sich für einen Familienlastenausgleich ein,  
der seinen Namen zu Recht trägt. Das bedeutet, dass der vollständige 
Ausgleich der Existenzsicherung der Kinder angestrebt wird.  
Gleichzeitig strebt der Familienbund die gerechte Anerkennung der 
elterlichen Erziehungsleistung an. Die elterliche Kindererziehung muss 
wie die Erwerbsarbeit als Arbeit begriffen und ebenso honoriert 
werden (Erziehungseinkommen).

Politische Mitbestimmung: 

Der Familienbund setzt sich dafür ein, dass alle Mitglieder einer Familie 
– ungeachtet ihres Alters – bei Wahlen und Abstimmungen ihren 
politischen Willen zum Ausdruck bringen können. Für minderjährige 
Kinder sollen stellvertretend deren Eltern das Wahlrecht ausüben 
dürfen.
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Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die 
Meinung der Verfasser wieder.
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http://www.die-tagespost.de/kennenlernen
http://www.familienbund.bistum-augsburg.de
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